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„Die Gemeinde ist Grundlage und Glied des demokratischen Staates“,
so wird das Wesen der Gemeinde und ihre Bedeutung in § 1 der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg beschrieben. Am 1. April
1956 ist die Gemeindeordnung für das neu gebildete Land Baden-
Württemberg in Kraft getreten und bildet seither die normative Grund-
lage für die „Verfassung“ der Kommunen und für eine starke kommu-
nale Selbstverwaltung.

Das in Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz und in Artikel 71 Abs. 1 der
Landesverfassung Baden-Württemberg formulierte Recht der kommu-
nalen Selbstverwaltung gibt 1.101 Gemeinden in Baden-Württemberg,
davon neun Stadtkreise und 94 Große Kreisstädte, die Befugnis, alle
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze
eigenverantwortlich, mit eigenen Mitteln und unter Beteiligung einer
demokratisch gewählten Volksvertretung zu regeln. Art und Umfang
der gemeindlichen Aufgaben als „Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft“ sind dabei nicht auf Dauer festgeschrieben, sondern
entwickeln sich auf Grund von geänderten gesellschaftlichen und
politischen Herausforderungen ständig weiter. So führen beispiels-
weise steigende Einwohnerzahlen, technische Neuerungen, höhere
Erwartungen an die Bildung und Betreuung von Kindern und gestie-
gene Anforderungen an den Umweltschutz bei Städten und Gemein-
den sowohl zahlenmäßig als auch von der Intensität her zu ständig
wachsenden Aufgaben. Dieses Aufgabenwachstum zieht entspre-
chende finanzielle Belastungen nach sich. Neben den klassischen Ver-
waltungsaufgaben wie Einwohnermeldeamt, Standesamt und Ortspo-
lizeibehörde gehört ein breites Spektrum von Dienstleistungen wie
Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Bäder, Museen, Büchereien
und Kinderbetreuung zu den Aufgaben der Städte und Gemeinden.
Für die Bewältigung der quantitativ und qualitativ wachsenden Auf-
gaben sind umfängliche Planungen unverzichtbar. Hierzu gehören die
Finanz- und Haushaltsplanung, die Bauleitplanung, der Gemeindeent-
wicklungsplan, aber auch fachliche Planungen wie Verkehrsplanun-
gen, Bedarfsplan für die Kinderbetreuung und Schulentwicklungs-
plan. Aktuell stellen die Aufgaben im Zusammenhang mit der
Zuwanderung, die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, die Digita-
lisierung und der Verkehr mit neuen Mobilitätsformen die Städte und
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Gemeinden vor große Herausforderungen. Trotz insgesamt verbesser-
ter öffentlicher Finanzlage bleiben darüber hinaus für viele Städte
und Gemeinden die Haushaltskonsolidierung sowie der Aus- und
Umbau der Infrastruktur schwierige Daueraufgaben. Gestiegene Erwar-
tungen an Art und Qualität kommunaler Leistungen und notwendige
Neustrukturierungen führen zu einem komplexen kommunalen Auf-
gabenspektrum, für dessen erfolgreiche Bewältigung auch die Inter-
kommunale Zusammenarbeit einen wichtigen Beitrag leisten kann.
Die Zusammenarbeit zwischen Kommunen ist eine erfolgreiche
Methode, um sich gemeinsam für versorgungstechnische und finan-
zielle Problemlagen aufzustellen. Ziel sollte es dabei sein, gemeinsam
den passgenauen und aufgabenbezogenen Einsatz laufender kommu-
naler Mittel oder kommunaler Investitionen über die Gemeindegren-
zen hinweg langfristig so zu koordinieren, dass damit eine dauerhafte
Aufgabenerledigung für die beteiligten Kommunen gesichert werden
kann. Ein ganz wesentlicher Baustein für die von der Verfassung
garantierte kommunale Selbstverwaltung ist das ehrenamtliche Enga-
gement. Dies gilt vor allem für die ehrenamtliche Mitwirkung in den
Hauptorganen der Gemeinden und Kreise. Nach dem Stand der Kom-
munalwahlen von 2014 gibt es in Baden-Württemberg 18.753 ehren-
amtliche Gemeinderäte, 13.138 Ortschaftsräte, 2.228 Kreisräte und 87
Mitglieder der Regionalversammlung des Verbands Region Stuttgart.
Unverzichtbar für das Funktionieren des örtlichen Gemeinwesens
sind die ehrenamtlich Engagierten in den örtlichen Vereinen, Kirchen,
Verbänden und Organisationen.

Mit Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581) erfolgte die
bislang letzte Neufassung der Gemeindeordnung (GBl. S. 582, berich-
tigt S. 698). Diese Neufassung berücksichtigt die zuvor ergangenen
Rechtsänderungen. Seitdem wurde die Gemeindeordnung durch meh-
rere Änderungsgesetze novelliert.
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A. Rechtliche Änderungen ab 2017

Der rechtliche Rahmen für das „Gemeinderecht“ wurde durch Arti-
kel 7 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100), durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 6. März 2018 (GBl. S. 65, 73) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2018 (GBl. S. 221) geändert.

I. Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100)

Nach Artikel 7 der Neunten Verordnung des Innenministeriums zur
Anpassung des Landesrechts an die geänderten Geschäftsbereiche
und Bezeichnungen der Ministerien (9. Anpassungsverordnung) vom
23. Februar 2017 wird die Gemeindeordnung in der Fassung vom
24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), die zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 1) geändert worden ist,
wie folgt geändert:

In § 144 Satz 2 und § 145 Satz 2 werden jeweils die Wörter „Finanz-
und Wirtschaftsministerium“ durch das Wort „Finanzministerium“

ersetzt.

II. Gesetz vom 6. März 2018 (GBl. S. 65, 73)

Nach Artikel 8 des Gesetzes zur Änderung des ADV-Zusammenar-
beitsgesetzes und anderer Vorschriften vom 6. März 2018 (GBl. S. 65,
73) wird § 114 a Absatz 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber.
S. 698), die zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung vom 23. Februar
2017 (GBl. S. 99, 100) geändert worden ist, wie folgt gefasst:

„Die Prüfung ist von der ITEOS und ihren Unternehmen für die von
ihnen angebotenen Programme, sonst von der Gemeinde, die das Pro-
gramm einsetzt, zu veranlassen.“

III. Gesetz vom 19. Juni 2018 (GBl. S. 221)

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582,
ber. S. 698), wurde zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 6. März
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2018 (GBl. S. 65, 73) und durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung
kommunalwahlrechtlicher Vorschriften vom 19. Juni 2018 (GBl.
S. 221) geändert. Es werden die Inhaltsübersicht der Gemeindeord-
nung sowie §§ 26, 27 und 65 geändert und § 31 a neu eingefügt.
Wesentlicher Inhalt dieser Änderungen:
1. In Gemeinden mit bis zu 3.000 Einwohnern, in denen keine

unechte Teilortswahl stattfindet, dürfen die Wahlvorschläge dop-
pelt so viele Bewerber enthalten, wie Gemeinderäte zu wählen
sind.

2. Personen, die bei der Bürgermeisterwahl erst für die Neuwahl
wahlberechtigt sind, wird die Wahlteilnahme erleichtert, indem
sie in das Wählerverzeichnis aufgenommen werden.

3. Die für Kommunalwahlen maßgebliche Einwohnerzahl von
Gemeindeteilen wird gesetzlich definiert.

4. Es wird gesetzlich bestimmt, dass Mandatsträger einer vom Bun-
desverfassungsgericht verbotenen Partei oder einer auf Grundlage
des Vereinsgesetzes verbotenen Wählervereinigung automatisch
aus dem kommunalen Gremium ausscheiden.

B. Die Gemeindeordnung im Überblick

I. Erster Teil:
Wesen und Aufgaben der Gemeinde

Das Grundgesetz (Artikel 281) und die Landesverfassung (Artikel 712)
weisen die Gemeinden grundsätzlich als Aufgabenträger aller öffent-
lichen Aufgaben in ihrem Gebiet aus. Die Formulierung „alle“ Ange-
legenheiten der örtlichen Gemeinschaft gibt den Gemeinden die
Allzuständigkeit für die öffentlichen Aufgaben in ihrem Gebiet (Uni-
versalität). Die Allzuständigkeit ist grundsätzlich nicht sachlich, son-
dern nur örtlich begrenzt. Diese Regelzuständigkeit gilt nicht ohne
gesetzlich bestimmte Ausnahmen. Innerhalb des örtlich begrenzten
Betätigungsfeldes ist den Gemeinden auch das Recht der Selbstverwal-

Einleitung

1 Siehe Artikel 28 Grundgesetz.
2 Siehe Artikel 71 Landesverfassung Baden-Württemberg.



14

tung gewährleistet. Sie entscheiden also über die Aufgabenerfüllung
mit eigenen Organen und in eigener Verantwortung.

Den Gemeinden kann durch Gesetz die Erfüllung bestimmter öffent-
licher Aufgaben vorgeschrieben werden (Pflichtaufgaben); der Kreis
der Pflichtaufgaben bildet einen Schwerpunkt kommunaler Aufgaben-
erfüllung. Werden den Gemeinden neue Pflichtaufgaben übertragen,
muss für einen finanziellen Ausgleich gesorgt werden (§§ 1, 23).

Die Aufgaben der Verwaltung auf Gemeindeebene werden als
Einheit angesehen. Die Gemeindeordnung rechnet auch die Pflichtauf-
gaben, bei denen sich der Staat ein Weisungsrecht bei der Aufgaben-
erfüllung vorbehalten hat (Weisungsaufgaben), zu den Gemeinde-
aufgaben. Im Gegensatz zu den freiwilligen Aufgaben und den
weisungsfreien Pflichtaufgaben hat bei den Weisungsaufgaben grund-
sätzlich der Bürgermeister die Sachentscheidungskompetenz; der
Gemeinderat ist nur dann zuständig, wenn dies gesetzlich besonders
bestimmt ist. Hierzu zählt die grundsätzliche Zuständigkeit des
Gemeinderats für den Erlass von Satzungen und Rechtsverordnungen
auch für Weisungsaufgaben (§§ 2 Abs. 3, 44 Abs. 3).

Die Gemeindeordnung gilt dem Grundsatz nach für die Gemeinden
aller Größenordnungen. Die Eigenschaft als Stadtkreis oder Große
Kreisstadt, die durch Staatsakt Gemeinden mit mehr als 100.000 bzw.
20.000 Einwohnern verliehen werden kann (§§ 3, 131), führt nur zu
einzelnen Abweichungen in der Rechtsstellung (Amtsbezeichnung
Oberbürgermeister, Rechnungsprüfungsamt als Pflichteinrichtung,
Regierungspräsidium als Rechtsaufsichtsbehörde). In der Aufgaben-
stellung dagegen tritt bei diesen Gemeinden ein weiterer Schwerpunkt
hinzu, nämlich die Zuerkennung der Aufgaben der unteren Verwal-
tungsbehörde nach dem Landesverwaltungsgesetz vom 14. Oktober
2008 (verkündet als Artikel 4 des Verwaltungsstrukturreform- und
Weiterentwicklungsgesetzes vom 14. Oktober 2008, GBl. S. 313, 314),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Juni 2018 (GBl. S. 173, 185).
Die Bezeichnung „Stadt“ ändert die Rechtsstellung als Gemeinde
nicht; sie kann an Gemeinden mit städtischem Gepräge verliehen wer-
den (§§ 5, 133).

Einleitung

3 Die Paragraphenangaben ohne weitere Gesetzesbezeichnung beziehen sich auf
die Gemeindeordnung.



15

Die Gemeinde ist eine Gebietskörperschaft (§ 1 Abs. 4). Innerhalb
ihres Gebietes stehen ihr Hoheitsrechte (Gebiets-, Personal-, Abgaben-,
Finanz-, Planungs-, Rechtssetzungs- und Organisationshoheit) zu. In
weisungsfreien Angelegenheiten haben die Gemeinden grundsätzlich
ein uneingeschränktes Satzungsrecht. Wichtige organisatorische
Grundlagen für die Gemeindeverfassung sind in einer Hauptsatzung
festzulegen. Neben der Gemeindeordnung enthalten u. a. das Kommu-
nalabgabengesetz vom 17. März 2005 (GBl. S. 206) und das Baugesetz-
buch i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634) Rechtsgrundlagen für den Erlass gemeindlicher Satzungen.

In Weisungsangelegenheiten bedarf der Erlass einer Satzung durch
die Gemeinde einer Ermächtigung in dem maßgeblichen Einzelgesetz
(§ 4); zur grundsätzlichen Zuständigkeit des Gemeinderates auch bei
Weisungsaufgaben siehe § 44 Abs. 3. Das Recht der Gemeinde bzw.
des Bürgermeisters als Ortspolizeibehörde zum Erlass von Polizeiver-
ordnungen ist in §§ 10 bis 18 des Polizeigesetzes i. d. F. vom
13. Januar 1992 (GBl. S. 1, ber. S. 596, ber. 1993 S. 155 mit Änderun-
gen) geregelt.

Das Gebiet der Gemeinde besteht aus den Grundstücken, die nach
geltendem Recht zu ihr gehören (§ 7). Eingriffe in den Gebietsbestand
einer Gemeinde gegen ihren Willen bedürfen, soweit sie nicht nur
unbedeutende Gebietsteile betreffen, eines Gesetzes. Vor jeder Grenz-
änderung müssen die Bürger, die in dem unmittelbar betroffenen
Gebiet wohnen, gehört werden. Für den Fall, dass die Gebietsände-
rung durch Gesetz erfolgt, sind auch die beteiligten Gemeinden zu
hören.

Einwohner der Gemeinde ist, wer in der Gemeinde wohnt (§ 10
Abs. 1). Die Daseinsvorsorge der Gemeinde bezieht sich auch auf den
Einwohner, nicht nur auf den Bürger. Einwohner dürfen die öffent-
lichen Einrichtungen der Gemeinde nach gleichen Grundsätzen benut-
zen, müssen aber andererseits die Gemeindelasten, also vor allem die
Steuern, Beiträge und Gebühren tragen. Der so genannte Anschluss-
und Benutzungszwang für die Wasserversorgung, Abwasserbeseiti-
gung, Straßenreinigung usw. erstreckt sich ebenfalls auf die Einwoh-
ner ohne Rücksicht auf das Bürgerrecht (§§ 10, 11).
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führung von Bundesgesetzen nach Artikel 84 Abs. 5 und 85 Grundge-
setz (§ 129 Abs. 3 und 4).

Ausdrücklich bestimmt ist, dass Kosten, die einer Gemeinde durch
eine fehlerhafte Weisung des Landes entstehen, vom Land erstattet
werden müssen (§ 129 Abs. 5).

Exkurs: Fit für den Start – Tipps für neugewählte
Mandatsträgerinnen und -träger

Insbesondere für neugewählte Gemeinderatsmitglieder sind mit der
Mandatsübernahme neue Herausforderungen verbunden. Deshalb
wollen wir Ihnen für Ihre wichtige Tätigkeit einige praktische Anre-
gungen und Tipps mit auf den Weg geben. Wir wollen Sie damit zur
aktiven Mitarbeit in den Gemeinderäten ermutigen.
1. Machen Sie sich mit dem Regelwerk der Gemeinderatsarbeit ver-

traut. Dieses besteht in erster Linie aus der Gemeindeordnung
und dem jeweiligen Ortsrecht, insbesondere der Hauptsatzung
und der Geschäftsordnung für den Gemeinderat. Die Kenntnis der
Geschäftsordnung erleichtert Ihnen die Wahrnehmung Ihrer
Rechte in der Gemeinderatssitzung und Beachtung Ihrer Verpflich-
tungen. Die Bestimmungen des Ortsrechtes sind heutzutage regel-
mäßig auf der Homepage der jeweiligen Stadt oder Gemeinde ein-
gestellt. Den Text der Gemeindeordnung und anderer wichtiger
Vorschriften finden Sie nachfolgend in dieser Textausgabe. In vie-
len Kommunen werden diese den Gemeinderäten von der Verwal-
tung zur Verfügung gestellt.

2. Der Besuch einer Schulungsveranstaltung zum Kommunalrecht
bzw. zur Gemeinderatsarbeit kann Ihnen ebenfalls den Start
erleichtern. Solche Veranstaltungen werden von unterschiedlichen
Institutionen gratis oder gegen ein Entgelt angeboten. Zur Über-
nahme etwaiger Kosten haben einige Kommunen entsprechende
Positionen im Haushalt vorgesehen. Zu verweisen ist darauf, dass
Beschäftigte in Baden-Württemberg durch das Bildungszeitgesetz
vom 17. März 20157 unter bestimmten Bedingungen für die politi-
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sche Weiterbildung oder die Qualifizierung zur Wahrnehmung
bestimmter ehrenamtlicher Tätigkeiten einen Freistellungsan-
spruch gegenüber ihrem Arbeitgeber von bis zu fünf Tagen im
Jahr haben.

3. Empfehlenswert sind zumindest gute Grundkenntnisse im
Gemeindewirtschaftsrecht, um das „Königsrecht des Gemeindera-
tes“, die Verabschiedung des Haushalts sachkundig wahrnehmen
zu können. Sie sollten einen Haushaltsplan, der auch als politi-
sches Steuerungsinstrument dient, verstehen und lesen können.
Insbesondere die Einführung des Neuen Kommunalen Haushalts-
rechtes macht auch noch „Altgedienten“ oft Probleme. Auch hier
empfehlen sich entsprechende Schulungsmaßnahmen, die auch
vor Ort von den Fachleuten der Kämmereien angeboten werden
können. Fordern Sie dies ggf. ein.

4. Als ehrenamtlich tätige Mandatsträger haben Sie einen Anspruch
auf Ersatz Ihrer Auslagen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang
der Hinweis, dass in Baden-Württemberg auch die Kosten für die
entgeltliche Betreuung von pflege- oder betreuungsbedürftigen
Angehörigen während der Ausübung der Gemeinderatstätigkeit
erstattet werden. Die konkrete Ausgestaltung dieses Anspruches
können Sie der örtlichen „Satzung über die Entschädigung für
ehrenamtliche Tätigkeit“ entnehmen.

5. Abhängig von der Größe und Struktur einer Gemeinde sind zu
Beginn der Amtszeit eine Reihe von Gemeinderatsausschüssen,
Beiräten, Aufsichtsräten, Kommissionen etc. zu besetzen. Achten
Sie darauf, dass Sie dabei Ihren Kenntnissen, Interessen und Ihren
politischen Schwerpunkten entsprechend berücksichtigt werden.
Die damit verbundenen Aufgaben haben durchaus unterschiedli-
che Möglichkeiten der eigenen Profilbildung in der Öffentlichkeit.

6. Sofern Sie einer Gemeinderatsfraktion angehören, unterliegen Sie
zwar keinem Fraktionszwang, sollten aber dennoch dazu beitra-
gen, ein Höchstmaß an Übereinstimmung zu erzielen, um wir-
kungsvoll an der Willensbildung im Gemeinderat mitzuwirken.
Tragen Sie dazu bei, dass zu Beginn der Amtszeit die Aufgaben
der Mitglieder der Fraktion klar geregelt sind und durch Leitlinien
die innere Ordnung der Fraktion nach demokratischen und rechts-
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